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Die Forschung zur Kernfusion
stellt die Möglichkeit der Er-
schließung einer nahezu uner-
schöpflichen Energiequelle bis
zur Mitte dieses Jahrhunderts in
Aussicht. Angesichts der erhebli-
chen Nachhaltigkeitsprobleme
der Energieversorgung insgesamt
(Endlichkeit fossiler Energieträ-
ger, Klimaschutz, Emissionspro-
bleme, Versorgungssicherheit,
Unfallrisiken) stellt sich die Fusi-
onsforschung in den Kontext ei-
ner langfristig angelegten Vorsor-
gestrategie zur Sicherung der
zukünftigen Energieversorgung
der Menschheit. Hierbei ist
selbstverständlich eine ganze
Reihe von gesellschaftlichen Im-
plikationen enthalten:
l Finanzierung der Fusionsfor-
schung angesichts bekannter-
maßen knapper öffentlicher
Mittel und der nicht garantier-
ten Erfolgsaussichten
l Standortfragen wichtiger For-
schungseinrichtungen wie in
der Vergangenheit JET und
Wendelstein oder ITER und
DEMO in der Zukunft
l Einpassung möglicher Beiträ-
ge der Fusion in ein Energie-
portfolio und in Versorgungs-
systeme der Zukunft
l Folgen einer zukünftigen Ein-
führung der Fusionstechnolo-
gie in großem Umfang in öko-
logischer, ökonomischer, so-
zialer und politischer Hinsicht.
Einige dieser Fragen werden im
Rahmen des SERF-Projekts 
(Socio-Economic Research on
Fusion) als Bestandteil des Eu-
ropäischen Fusionsforschungs-
programms bearbeitet. Ein über-
greifender gesellschaftlicher Dis-
kurs zur Fusion jenseits dieser Ar-
beiten existiert jedoch bislang
nicht. 
Vor diesem Hintergrund hat der
Bundestag das Büro für Technik-
folgen-Abschätzung beim Deut-
schen Bundestag (TAB, vgl.
Grunwald/Petermann in diesem
Heft) 2001 damit beauftragt, den
Stand der Entwicklung, die Wirt-
schaftlichkeit, die Sicherheit, die
Umwelteigenschaften sowie for-
schungs- und industriepolitische
Aspekte der Kernfusion unter
Hinzuziehung externer Gutachter
zu untersuchen. Ein wichtiges
Motiv hierfür war, dass zu diesem
Zeitpunkt die Standortfrage für
das internationale Großexperi-
ment ITER sowie dessen Finan-
zierung zur Entscheidung anstan-
den. Zu diesen Fragen bestehen
im politischen Raum klare Fron-
ten: CDU/CSU und FDP befür-
worten die Fusionsforschung un-
eingeschränkt, SPD und Bündnis
90/Die Grünen stehen ihr kritisch
gegenüber [1]. 
Methodische Probleme und
Herausforderungen
Das Forschungsfeld wurde
zunächst nach „einfachen“ Leit-
fragen gegliedert (s.u.). In der Be-
antwortung waren vor allem zwei
Herausforderungen zu bewälti-
gen. Zum einen sind auf Grund
des sehr langen Zeithorizontes
von 50 Jahren Extrapolationen
erforderlich, die erheblich über
den gesicherten gegenwärtigen
Stand der Erkenntnis hinausge-
hen. Auf die damit verbundenen
Unsicherheiten wurde jeweils
hingewiesen, um nicht eine
falsche Verlässlichkeit zu sugge-
rieren [2]. 
Zum anderen sind in der Fusions-
forschung Sachverstand und Ex-
pertentum auf der einen Seite
und Interesse an der Fortführung
auf der anderen eng miteinander
gekoppelt [3]. Daher wurde – im
Rahmen eines Gutachtens [4] –
ein breites Spektrum von Befür-
wortern und Kritikern interviewt,
damit jeweils die zentralen Argu-
mente mit einbezogen werden
konnten. Zusätzlich wurde auch
die parlamentarische Anhörung
„Kernfusion“ vom 28.03.2001 in-
tensiv ausgewertet. 
Die in der Technikfolgenabschät-
zung geläufige Problematik, dass
Wissen und Bewertungen häufig
nicht sauber getrennt werden
können, trifft angesichts der bei-
den genannten Schwierigkeiten
auf ein Assessment der Fusion
besonders zu. Auch unter Wis-
sensaspekten scheinbar einfache
Angelegenheiten wie Kostenver-
gleiche können sensible Bewer-
tungsprobleme beinhalten. Die
Aufwendungen für Fusion könn-
ten, als Beispiel, einerseits mit
denen für erneuerbare Energien,
andererseits mit denen der expe-
rimentellen Elementarteilchen-
physik (die Großanlagen wie
DESY benötigt) verglichen wer-
den. Je nach Vergleichsmaßstab
könnten sie als hoch oder als we-
niger hoch bewertet werden. Es
kommt also immer darauf an, in
welche Kontexte man bestimmte
Daten stellt. 
Die TAB-Studie zur
Fusionsforschung
Fusionsforschung 
im gesellschaftlichen
Kontext
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Ergebnisse 
Was kostet die Fusions-
forschung?
In den letzten 30 Jahren wurden
erhebliche öffentliche Mittel in die
Förderung der Fusionsforschung
investiert. In der Europäischen
Union wurden bis Ende der neun-
ziger Jahre nahezu 10 Milliarden
Euro für die Fusionsforschung
aufgewendet. In Deutschland wur-
den in den letzten Jahren im Mit-
tel etwa jährlich 100 Millionen Eu-
ro aus Bundesmitteln in die 
Fusionsforschung investiert. Bis 
zur möglichen Realisierung der
Stromerzeugung durch Kernfu-
sion müsste nach heutiger Schät-
zung die Forschung und Entwick-
lung noch einmal über 50 Jahre in
einem Umfang von insgesamt et-
wa 60-80 Milliarden Euro – davon
innerhalb der EU 20 bis 30 Milliar-
den Euro – gefördert werden. 
ITER wurde von zunächst 7 auf
3,5 Milliarden Euro redimensio-
niert, die sich voraussichtlich
über zehn Jahre verteilen werden.
Die internationalen Verhandlun-
gen zu Budgetfragen hängen eng
mit der Standortdiskussion zu-
sammen und erwiesen sich bis
zum heutigen Tage als außeror-
dentlich komplex. Der gegenwär-
tige Stand ist, dass die EU sich
auf einen gemeinsamen Vor-
schlag für einen Standort geeinigt
hat (Cadarache / Frankreich), der
in Konkurrenz zum von Japan
vorgeschlagenen Standort Rok-
kasho steht. Eine endgültige Ent-
scheidung zwischen diesen bei-
den Vorschlägen steht noch aus.
Da ein Standortvorschlag Kana-
das nicht zum Zuge kam, hat sich
Kanada inzwischen aus dem
ITER-Projekt zurückgezogen [5]. 
Wozu brauchen wir 
Kernfusion?
Die Argumente für die Fusions-
energie sind im Wesentlichen 
von Vorsorgeüberlegungen be-
stimmt. Alle globalen Energie-
szenarien gehen von einem wei-
ter steigenden Energiebedarf aus
(siehe Abb. 1). In einigen Szenari-
en nimmt der weltweite Bedarf an
Primärenergie bis zum Jahr 2050
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Abb. 1: Alle globalen Energieszenarien gehen von einem weiter steigenden Energiebedarf aus. In ei-
nigen Szenarien nimmt der weltweite Bedarf an Primärenergie bis zum Jahr 2050 auf das Zwei- bis
Dreifache des Wertes von 1990 zu.
Shell   = Szenario „Nachhaltige Entwicklung“ (Shell 1995); 
WEC   = Diverse Szenarien der Weltenergiekonferenzen 1995 und 1998 (WEC 1995, 1998); 
RIGES   = „Renewable Intensive Global Energy Scenario“ (Johansson 1993); 
Factor 4  = Szenario aus (Lovins, Hennicke 1999); 
SEE   = Szenario „Solar Energy Economy“ (Nitsch 1999); 1 Mrd. t SKE/a = 29,3 EJ/a.                
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reicht werden kann, hängt daher
von den Ergebnissen einer noch
über Jahrzehnte zu leistenden
Forschungs- und Entwicklungs-
arbeit ab. 
Der Fusionsbrennstoff Tritium
wird in verschiedenen fortge-
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Abb. 3: Der in weltweiter Zusammenarbeit geplante Experimen-
talreaktor ITER (ITER: lat. „der Weg“) ist der nächste technologi-
sche Schritt auf dem Weg zum Fusionskraftwerk (Bildquelle: ITER
– International Team).
Abb. 2: Blick in das Innere von JET (Joint European Torus), der zur
Zeit weltweit größten Versuchsanlage für die Fusionsforschung
(Bildquelle: EFDA-JET).
von Unfällen mit welcher Wahr-
scheinlichkeit eintreten könnten
und in welchem Umfang das ra-
dioaktive Inventar in diesem Fall
freigesetzt werden könnte, hängt
vom Reaktordesign ab. Ob das
Ziel der inhärenten Sicherheit er-
auf das Zwei- bis Dreifache des
Wertes von 1990 zu. Mit Energie-
sparmaßnahmen kann diese Ent-
wicklung höchstens gebremst
werden. Klimaschutzaspekte er-
fordern langfristig einen Ausstieg
aus der Nutzung fossiler Ener-
gieträger. Dies ist auch sinnvoll
aus der Nachhaltigkeitsper-
spektive, weil die begrenzten
fossilen Ressourcen dann für
andere Nutzungen erhalten blie-
ben.
Die durch die Verknappung der
fossilen Energieträger und den
steigenden Weltenergiebedarf
entstehende Lücke in der Ener-
gieversorgung wird in vielen 
Energieszenarien im Wesent-
lichen durch regenerative Ener-
gieträger geschlossen. Rege-
nerative Energieträger und
Kernfusion werden für 2050 da-
her oft in einer gewissen Konkur-
renz zueinander diskutiert. Es ist
jedoch durchaus eine Koexistenz
beider Optionen der Energie-
bereitstellung denkbar, denn im
Hinblick auf die Art der Anlagen
liegt vielfach eine Komplementa-
rität vor: Fusionskraftwerke wä-
ren als zentrale großtechnische
Anlagen vor allem zur Sicherung
der Grundlast in urbanen Regio-
nen geeignet. Regenerative Ener-
gieträger hingegen werden eher
in dezentralen kleineren Einheiten
realisiert.
Wie sicher ist Kernfusion?
Ein wesentlicher Unterschied zu
Kernspaltungs-Kraftwerken be-
steht darin, dass unkontrollierte
nukleare Kettenreaktionen in Fu-
sionsreaktoren naturgesetzlich
ausgeschlossen sind. Katastro-
phale Unfallszenarien sind den-
noch vorstellbar. Welche Typen
schrittenen Kernwaffendesigns
eingesetzt und hat Bedeutung für
die Weiterverbreitung von Kern-
waffen. Tritium stellt daher ein
Proliferationsrisiko beim Betrieb
von Fusionsreaktoren dar. Das
Risiko der Erbrütung waffenfähi-
ger spaltbarer Materialien (z.B.
Plutonium) ist jedoch bei einem
Fusionsreaktor wesentlich nied-
riger. 
Wie wirtschafltich ist Strom
aus Kernfusion?
Die Bewertung der Wirtschaft-
lichkeit von Fusionsstrom ge-
genüber konkurrierenden Ener-
gieträgern ist höchst spekulativ.
Allein die Geschwindigkeit des
technologischen Fortschrittes
und die Kostenentwicklung bei
konkurrierenden, z.B. regenerati-
ven Energiesystemen, die von im-
menser Bedeutung für deren
Konkurrenzfähigkeit ist, entzie-
hen sich der langfristigen Vorher-
sagbarkeit. Als sicher gilt, dass
die Investitionen gegenüber den
Betriebskosten die Stromgeste-
hungskosten dominieren werden.
Für eine Anlage mit 1.000 MWe
werden fünf bis sechs Mrd. Euro
angegeben. Fusionskraftwerke
werden sich daher hauptsächlich
für die zentralisierte Stromerzeu-
gung in der Grundlast eignen.
Selbst die Befürworter der Kern-
fusion gehen davon aus, dass 
die Stromgestehungskosten aus
heutiger Sicht eher höher als bei
konkurrierenden Technologien
liegen werden. 
Wenn der gegenwärtige weltweite
Trend zur Liberalisierung der En-
ergiemärkte anhält, wäre die hohe
Kapitalintensität ein gewichtiger
Nachteil für Fusionskraftwerke.
Dazu kommt, dass Fusionskraft-
werke am Anfang mit zumindest
teilweise bereits abgeschrie-
benen Kraftwerken konkurrieren
müssten, die zu Grenzkosten pro-
duzieren können. Möglicherweise
würden Anfangsschwierigkeiten
beim Markteintritt eine staatliche
Unterstützung erforderlich ma-
chen (wie dies gegenwärtig für er-
neuerbare Energien der Fall ist).
Wie umweltfreundlich ist
Strom aus Kernfusion?
Beim Fusionsprozess entstehen
keine klimaschädigenden Treib-
hausgase. Eine funktionierende
Fusionstechnologie wäre daher
geeignet, ab der zweiten Hälfte
dieses Jahrhunderts einen Bei-
trag zur Vermeidung von Klima-
veränderungen zu leisten. Wer-
den Umwelt- und Klimaschutz-
ziele in den nächsten Jahrzehn-
ten vergleichsweise hoch ge-
wichtet, würden die ersten Fusi-
onskraftwerke ein Umfeld vor-
finden, welches wahrscheinlich
durch die intensive Nutzung er-
neuerbarer Energieträger und ei-
nen – im Vergleich zu einer Situa-
tion ohne derartige Maßnahmen
– geringer ausfallenden Energie-
bedarf gekennzeichnet wäre. 
Die in den Reaktoren erzeugten
radioaktiven Abfälle (im Wesent-
lichen aktivierte Strukturmateria-
lien und Reststoffe aus der Triti-
um-Gewinnung) stellen das ra-
diologische Hauptproblem bei
der Kernfusion dar. Wie diese zu
bewerten sein werden, hängt von
der Weiterentwicklung der Tech-
nologie und der verwendeten
Materialien in den nächsten Jahr-
zehnten ab. Ein weiteres radiolo-
gisches Risiko ist der Brennstoff
Tritium. Tritium ist sehr mobil und
daher im Fall einer Freisetzung
schwer beherrschbar. 
Die Ressourcensituation ist im We-
sentlichen unproblematisch. Die
heute bevorzugten Fusionsbrenn-
stoffe, Deuterium und Tritium, das
aus Lithium gewonnen wird, sind
weltweit in großen Mengen vor-
handen. Da die Fusionsenergie im
Brennstoff in hoher Dichte gespei-
chert ist, sind kaum Transporte er-
forderlich. Die Mengen an Deuteri-
um und Lithium, die jährlich für ein
1.000 MWe-Fusionskraftwerk be-
nötigt würden, könnten in einem
einzigen Lastwagen angeliefert
werden. Dabei werden keine radio-
aktiven Substanzen transportiert. 
Die Beratung des TAB-
Berichts im Bundestag
Die Behandlung der TAB-Studie
im Bundestag hat deutlich die un-
terschiedlichen Positionen der
Fraktionen erkennen lassen. Be-
reits bei der Abnahme des Be-
richts im Forschungsausschuss
kam es zu heftigen Diskussionen
(was jedoch die einstimmige Ab-
nahme nicht behinderte). 
Die Kontroverse setzte sich auch
in der Plenardebatte am 8. Mai
2003 anlässlich zweier Anträge
der CDU/CSU [6] und der FDP [7]
zum Thema fort. Die Opposition
forderte übereinstimmend eine
Stärkung der Fusionsforschung,
die CDU/CSU setzte sich sogar
dafür ein, dass sich die Bundesre-
publik um den Standort für ITER
bewerben solle. Auf der anderen
Seite standen SPD und Bündnis
90/Die Grünen, die die For-
schungsförderung der Fusion zu-
gunsten der Förderung erneuer-
barer Energien reduzieren wollten. 
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Welche Wirkungen der TAB-Be-
richt im Bundestag entfaltet hat,
ist schwierig zu sagen. Zum einen
ist es generell diffizil, diese Wir-
kungen konkret aufzuzeigen.
Auch wenn sich die Position von
Fraktionen oder einzelnen Abge-
ordneten auf Grund eines TAB-
Berichts verändert hätte, ist der
Nachweis dieses Zusammen-
hangs ohne explizite diesbezügli-
che Äußerungen kaum möglich.
Zum anderen zeigt die Erfahrung,
dass es in Feldern mit festgefah-
renen konträren Positionen wie
der Kernfusion (oder beispiels-
weise der Kohlepolitik) nicht ein-
fach ist, diese durch reine Sach-
argumente aufzuweichen. Den-
noch besteht die Hoffnung, dass
der TAB-Bericht zu einer rationa-
leren Debattenkultur beitragen
kann. Dies lässt sich nach der ab-
schließenden Beratung des Be-
richts im Forschungsausschuss,
die noch aussteht, möglicherwei-
se besser beantworten. 
Entscheidend für eine weitere
Verfolgung der Option Kernfu-
sion ist die langfristige Strategie
zur Energieversorgung. Kernfu-
sion kommt vor allem als Vor-
sorgeoption für eine fernere Zu-
kunft, in der Reserven und Res-
sourcen fossiler Energieträger
weitgehend erschöpft sind, in
Betracht. Sie könnte zu einem
Energiemix beitragen, der ro-
bust gegenüber unterschiedli-
chen politischen und wirtschaft-
lichen Entwicklungen ist. Zwar
ist in vielen Fragen heute nicht
verlässlich zu beurteilen, ob und
inwieweit die Fusionsenergie den
vielen Facetten des Nachhaltig-
keitspostulates entspricht. Es ist
aber möglich, bereits gegenwär-
tig entsprechende Anforderun-
gen zu formulieren und die weite-
re Entwicklung der Fusionstech-
nologie an diesen Anforderungen
zu orientieren. 
Durch Erschließung einer prak-
tisch unerschöpflichen Energie-
quelle und die universelle Verfüg-
barkeit ihrer Brennstoffe ist Kern-
fusion geeignet, soziale Konflikte
um Ressourcen zu vermeiden.
Zudem trägt die ausgeprägte
grenzüberschreitende Koopera-
tion bei der Fusionsforschung zur
internationalen Verständigung
bei. Fusionskraftwerke könnten
jedoch auf Akzeptanzprobleme
stoßen, weil sie Großprojekte
darstellen, ein wesentliches ra-
dioaktives Inventar enthalten und
Endlager für radioaktive Abfälle
Ausblick
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erforderlich machen. Die Fu-
sions-Community ist bemüht, die
Unterschiede zur Spaltungstech-
nologie zu betonen. Ob das in 
einer massenmedial geprägten 
Gesellschaft dauerhaft gelingt,
bleibt abzuwarten.
Die Energiegewinnung durch
Kernfusion wird nur dann Akzep-
tanz in der Bevölkerung erlangen,
wenn sie den Bedürfnissen und
Anliegen der Gesellschaft ent-
spricht. Reine Informations- oder
Werbemaßnahmen für Zwecke
der Akzeptanzbeschaffung ha-
ben sich als ungeeignet erwie-
sen. Zur Vermeidung von Akzep-
tanz- und Vertrauenskrisen ist ein
frühzeitiger intensiver und ergeb-
nisoffener Dialog zwischen Wis-
senschaft, Interessengruppen
und der Öffentlichkeit erforder-
lich, der auch die vorhandenen
Unsicherheiten des Wissens, des
technischen Könnens und der
einschlägigen Bewertungen offen
kommuniziert. Dies ist, ange-
sichts der Schwierigkeit, dass ei-
ne direkte Betroffenheit in der
Gesellschaft aufgrund der zeit-
lichen Ferne und der Lebenswelt-
ferne der Fusion kaum festzustel-
len ist, keine einfache Aufgabe.
